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Berlin (BE). Der TÜV-Verband fordert bessere 
Wartung und regelmäßige Prüfung von Notstrom-
anlagen in kritischen Gebäuden wie Kliniken und 
Pflegeheimen. Drei von vier Anlagen haben si-
cherheitsrelevante Mängel. Ganzheitliche Kon-
zepte für die Sicherung kritischer Infrastrukturen 
sind notwendig. Der TÜV-Verband fordert bessere 
Wartung und regelmäßige Prüfung von Notstrom-
anlagen in kritischen Gebäuden wie Kliniken oder 
Pflegeheimen. Drei von vier Anlagen haben si-
cherheitsrelevante Mängel. Ganzheitliche Kon-
zepte für die Sicherung kritischer Infrastrukturen 
sind notwendig. Externe Stromgeneratoren sind 
eine Lösung für Einzelgeräte. PV-Anlagen mit 
Speicher können mit einen Notstromsystem ver-
bunden werden.

Der jüngste Stromausfall in Berlin hat eindrücklich 
verdeutlicht, welche zentrale Bedeutung eine gesi-
cherte elektrische Energieversorgung für das Funk-
tionieren des öffentlichen Lebens und kritischer In-
frastrukturen hat. Öffentliches Recht und die darin 
verankerten unabhängigen Sachverständigenprü-
fungen leisten hierbei einen unverzichtbaren Beitrag 
zur staatlichen Vorsorge: Sie definieren verbindliche 
Mindestanforderungen an sicherheitstechnische An-
lagen, insbesondere an Sicherheitsstromversorgun-
gen und stellen sicher, dass diese im Gefahrenfall 
tatsächlich funktionsfähig sind. Gerade weil Sicher-
heitsstromversorgungen überwiegend ruhende Anla-
gen sind und betriebliche Mängel im Normalbetrieb 
häufig unentdeckt bleiben, kommt der fachkundigen, 
unabhängigen Prüfung eine Schlüsselrolle beim 
Schutz von Menschen, Sachwerten und öffentlichen 
Gütern zu.

Das öffentliche Leben, die Daseinsvorsorge und die 
Funktionsfähigkeit moderner Gesellschaften hängen 

Deutschlands Infrastruktur 
braucht mehr Resilienz

von einer stabilen elektrischen Energieversorgung 
ab. Stromausfälle sind keine abstrakten Szenarien 
aus Risikoanalysen oder Katastrophenschutzübun-
gen, sondern reale Ereignisse mit teils unmittelbaren 
Auswirkungen auf Bevölkerung, Wirtschaft und staat-
liche Handlungsfähigkeit.

Der großflächige Stromausfall in Berlin hat deutlich 
gemacht, wie verletzlich die technische Infrastruktur 
in Deutschland ist. Besonders in Krankenhäusern, 
Pflegeheimen, Schulen, Kitas und anderen so ge-
nannten Sonderbauten ist eine funktionierende Not-
stromversorgung lebenswichtig – doch viele Anlagen 
sind nicht in einwandfreiem Zustand (TÜV-Baurechtsre-
port 2025).

Betroffen sind dabei nicht nur einzelne Gebäude oder 
Nutzungen, sondern regelmäßig ganze Stadtgebiete 
oder infrastrukturelle Verbünde: Verkehrssysteme 
kommen zum Erliegen, Telekommunikation bricht 
teilweise zusammen, Wasser- und Abwassersyste-
me sind beeinträchtigt, medizinische Versorgungs-
einrichtungen arbeiten nur noch eingeschränkt. Der 
Strom ist damit nicht lediglich ein Betriebsmittel – er 
ist die zentrale Voraussetzung für das Funktionieren 
nahezu aller kritischen Infrastrukturen.

Bei den Prüfungen der sogenannten Sicherheits-
stromversorgungsanlagen ist fast jede dritte Anlage 
(30 Prozent) mit wesentlichen Mängeln beanstandet 
worden, weitere 45 Prozent mit geringen Mängeln. 
Sicherheitsrelevante Mängel sind unter anderem 
nicht startende Notstromaggregate, unzureichender 
oder veralteter Kraftstoff oder defekte Speicherbat-
terien. Lediglich nur jede vierte Notstromanlage (25 
Prozent) war mängelfrei. (TÜV-Baurechtsreport 2025).

Vor diesem Hintergrund muss die Frage der Resi-
lienz technischer Systeme und insbesondere der ge-
sicherten Stromversorgung erneut in den Fokus von 
Politik, Verwaltung, Betreibern und Fachöffentlichkeit 
rücken.

Öffentlich-rechtliche Mindestanforderungen als 
tragende Säule der Resilienz

Das öffentliche Recht – darunter insbesondere Vor-
gaben aus dem Baurecht - nimmt bei der Sicherstel-
lung der Funktionsfähigkeit sicherheitstechnischer 
Anlagen eine zentrale Rolle ein.

Über die Bauordnungen der Länder, die Sonderbau-
vorschriften sowie die Prüfverordnungen werden kla-
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re Anforderungen an Planung, Errichtung, Betrieb 
und Prüfung sicherheitstechnischer Anlagen defi-
niert. Hierzu zählen ausdrücklich auch Sicherheits-
stromversorgungen.

Diese baurechtlichen Vorgaben verfolgen einen 
klaren Zweck: Sie formulieren Schutzziele, die den 
Schutz von Leben, Gesundheit und natürlichen Le-
bensgrundlagen sicherstellen sollen. Gleichzeitig 
definieren sie einen verbindlichen Mindeststandard, 
der unabhängig von wirtschaftlichen Interessen oder 
individuellen Betreiberentscheidungen eingehalten 
werden muss.

Ein wesentliches Instrument des Baurechts zur Ein-
haltung und Aufrechterhaltung der Schutzziele ist 
dabei die verpflichtende Einbindung unabhängiger 
Prüfsachverständiger. Durch wiederkehrende Prü-
fungen wird sichergestellt, dass sicherheitstechni-
sche Anlagen im entscheidenden Moment – also im 
Stör- oder Gefahrenfall – ihre Funktion tatsächlich 
erfüllen.

Sachverständigenprüfungen haben hier eine beson-
dere Bedeutung. Sie beschränken sich nicht auf eine 
formale Dokumentenprüfung, sondern bewerten die 
Funktionsfähigkeit, Leistungsfähigkeit und Ausfallsi-
cherheit der Anlagen unter realistischen Bedingun-
gen. Damit leisten sie einen unverzichtbaren Beitrag 
zur tatsächlichen Resilienz von Gebäuden und Infra-
strukturen.

Ganzheitliche Resilienzkonzepte statt Einzel-
maßnahmen
Der TÜV-Verband und seine Mitglieder setzen sich 
vor diesem Hintergrund für ganzheitliche Konzepte 
zur Sicherung kritischer Infrastrukturen ein. Insbe-
sondere bei Stromausfällen ist es erforderlich, nicht 
nur einzelne Anlagen, sondern gesamte Versor-
gungsketten zu betrachten.

Das öffentliche Recht. schützt nicht primär individuel-
le Vermögensinteressen, sondern kollektive Rechts-
güter: Leben, Gesundheit, Umwelt und öffentliche 
Sicherheit. Sachverständigenprüfungen im Baurecht 
sind deshalb kein Selbstzweck, sondern Ausdruck 
staatlicher Vorsorgepflicht. Sie stellen sicher, dass 
sicherheitsrelevante Anlagen unabhängig von wirt-
schaftlichen Zwängen oder unternehmerischen Pri-
oritäten einem objektiven, fachlich fundierten Prüf-
maßstab unterliegen.

Zentrale Fragen lauten:
 Welche Systeme müssen im Ausfall zwingend 		
    funktionsfähig bleiben?
 Wie lange ist ein Ausfall realistisch zu erwarten?
 Für welchen Zeitraum ist die Notstromversorgung 	
    ausgelegt?

 Wie ist die Kraftstofflogistik für Notstromaggregate 	
    organisiert?

In der Praxis zeigt sich, dass die Kraftstoffbevorra-
tung häufig auf 12 bis 24 Stunden begrenzt ist. Bei 
länger andauernden Ausfällen stellt sich die Frage 
der Nachversorgung unter erschwerten Bedingun-
gen: eingeschränkte Logistik, ausgefallene Kommu-
nikationsnetze, blockierte Verkehrswege.

Der Black out in Berlin hat gezeigt, dass Notfalltank-
stellen und Einspeiseanschlüsse an Gebäuden der 
kritischen Infrastruktur, hierzu sollten auch Versor-
gungseinrichtungen für die Bevölkerung (Discounter 
usw.) gezählt werden, nicht im Fokus standen. Die 
Beachtung der Bauordnungen der Länder, in denen 
neben Kliniken, Pflegeheimen, Schulen und Kitas 
unter anderem auch Hochhäuser, Einkaufszentren 
und Versammlungsstätten wie Kinos oder Theater 
als Sonderbauten definert werden, ist eine Notstrom-
versorgung gesetzlich vorgeschrieben, um auch bei 
einem Stromausfall oder im Fall eines Brandes den 
Betrieb sicherheitsrelevanter Systeme aufrechtzuer-
halten.

Die Resilienz endet daher nicht bei der technischen 
Anlage. Sie umfasst organisatorische, logistische 
und personelle Aspekte und muss regelmäßig über-
prüft, geübt und angepasst werden. Notfall- und Ver-
sorgungspläne, Sammelpunkte, Unterkünfte, mobile 
Einrichtungen und weitere für die Bevölkerung wich-
tigen Orte sollten in diesen Notfallplänen enthalten 
sein. Bei der Planung muss großräumig und über-
regional gedacht werden. Gleichzeitig zeigt er, dass 
Mindestanforderungen allein nicht ausreichen. Die 
Sicherung kritischer Infrastrukturen erfordert ganz-
heitliche, interdisziplinäre Konzepte, die technische, 
rechtliche und organisatorische Aspekte gleicherma-
ßen berücksichtigen.

Öffentliche Gebäude wie Krankenhäuser, Verwaltungen, Feuerwehr-
häuser, Sporthallen, Lebensmittelgeschäfte, Bahnhöfe u.a. benötigen 
einen Notstromanschluss.

 Blaulicht	        20260122



Copyright              www.komdienst.de                  Redaktion Horst-Dieter Scholz   

 Blaulicht	        

Vorsicht beim Einsatz von Notstromaggregaten 
in privaten Haushalten
Der Stromausfall in Berlin hat einen Boom beim Kauf 
mobiler Stromerzeuger ausgelöst. Beim Betrieb von 
Stromgeneratoren ist grundsätzlich Vorsicht gebo-
ten. „Notstromaggregate dürfen niemals in der Woh-
nung selbst genutzt werden“, sagt Dinkler. „Es be-
steht die Gefahr einer Kohlenmonoxid-Vergiftung, die 
tödlich enden kann.“ Wer in einem Mehrfamilienhaus 
lebt, könne den Generator auf dem Balkon betreiben. 
Dann allerdings drohe Ärger mit den Nachbarn we-
gen der Abgase und des beträchtlichen Lärms, den 
die Geräte verursachen. Selbst wer in einem Einfa-
milienhaus auf den Garten ausweichen könne, muss 
Rücksicht auf die Anwohner nehmen. „Beim Betrieb 
in Innenräumen wie dem Keller gelten erhöhte Si-
cherheitsanforderungen“, sagt Dinkler. „Eine an den 
Auspuff angeschlossene Leitung für die Abluft nach 
draußen ist nötig – und eine weitere für die Versor-
gung mit Zuluft, also Sauerstoff, ist empfehlenswert.“ 
Besondere Vorsicht ist angebracht, wenn die Gene-
ratoren an das Hausnetz angeschlossen werden. „Es 
muss eine Anschlussleitung geben, um den Strom 
einzuspeisen, und einen Netztrennschalter, um eine 
Rückspeisung ins öffentliche Netz zu verhindern“, er-
läutert Dinkler. „Auch könnte es zu Problemen kom-
men, wenn das Netz plötzlich wieder da ist und mit 
dem Generatorstrom wechselwirkt. Deshalb sollte 
mit dem Einbau und dem Anschluss auf jeden Fall 
ein Elektrofachbetrieb beauftragt werden.“ Bei Ein-
speisung seien Aggregate mit einer höheren Leis-
tung nötig, was entsprechend teuer ist. Wichtig für 

Benzin als Treibstoff. Für die Aufbewahrung des 
Kraftstoffs gibt es klare gesetzliche Regelungen. So 
darf im Keller oder in der Garage maximal eine Men-
ge von 20 Litern gelagert werden, während in der 
Wohnung selbst nur ein Liter erlaubt ist. „Diese Be-
grenzungen schränken die mögliche Laufzeit eines 
solchen Geräts stark ein“, sagt Dinkler. Darüber hin-
aus ist es wichtig, den Explosionsschutz nicht außer 
Acht zu lassen. Kraftstoff sollte nur bei ausgeschalte-
tem und kühlem Motor nachgefüllt werden, um eine 
Entzündung an heißen Materialien zu vermeiden.
 
Darüber hinaus müssen Verbraucher darauf achten, 
dass keine Dämpfe aus dem Stromerzeuger und den 
Lagerbehältern entweichen können. „Sammeln sich 
solche Dämpfe an und führen zu einer Explosion, 
besteht akute Lebensgefahr“, warnt Dinkler. Benzin 
zählt zu den leicht flüchtigen Stoffen. „Bereits bei 
niedrigen Temperaturen verdunstet so viel Kraftstoff, 
dass sich in Verbindung mit dem Sauerstoff aus der 
Luft ein explosives Gemisch bilden kann. Die Dämpfe 
sind schwerer als Luft und können sich insbesonde-
re in Kellerräumen ansammeln.“ Wer größere Men-
gen an Kraftstoff lagern möchte, muss zusätzliche 
Sicherheitsvorkehrungen treffen. Dinkler: „In diesem 
Fall kommt die Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen zum Tragen, 
die unter anderem spezielle Anforderungen an die 
Abdichtung der Lagerräume stellt.“

Als Alternative zum Notstromaggregat bieten sich 
Stromspeicher an. Doch auch diese liefern nur be-
grenzt Energie. „Einen längeren Blackout wird man 
damit nicht überstehen“, sagt Dinkler. Weiteres Pro-
blem: Wer einen Lithium-Ionen-Speicher nutzen will, 
müsse sich auf Nachfragen der Hausratversicherung 
einstellen – denn es besteht dann ein erhöhtes Brand-
risiko.

Informationen: TÜV-Verband e.V.

Mieter: Sie müssen das Einverständnis des Vermie-
ters einholen, denn er hat die Verantwortung für die 
elektrischen Anlagen im Gebäude.

Das nächste Problem ist die Versorgung der Gene-
ratoren mit Treibstoff. Hier gibt es strenge Regeln für 
die Lagerung von Kraftstoffen.
Mobile Stromerzeuger, wie sie etwa in Baumärkten 
angeboten werden, funktionieren in der Regel mit 

Diese Tankstelle hatte noch keinen Notstromanschluss, heute sollten 
alle modernen Tankstellen über einen solchen verfügen.

Transportabler Stromgenerator
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